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Vizepräsident Hagen eröffnet die Sitzung um 
8 Uhr 22 Minuten. 

Vizepräsident Hagen: Ich eröffne die 159. Sitzung 
des Bayerischen Landtags. 

Die Liste der Entschuldigten verliest der Schrift­
führer. 

Gräßler, Schriftführer: Nach Artikel 5 Absatz 2 
des Aufwandsentschädigungsgesetzes sind entschul­
digt oder beurlaubt die Abgeordneten Bittinger, 
Dr. Brücher, Drechsel, Greib, Hagen Lorenz, Hett­
rich, Högn, Dr. Huber, Krehle, Laumer, Dr. Raß, 
Roßmann, von Rudolph, Saukel, Dr. Schubert, 
Dr. Seitz, Sichler, Dr. Wüllner und Zehner. 

Vizepräsident Hagen: Ich rufe auf Punkt 14 der 
Tagesordnung: 

Einwendungen des Senats gegen das Gesetz 
über die Schaffung eines Landesgesundheits­
rates (Beilage 4278, Anlagen 441, 446). 

Der Senat hat gegen das Gesetz über die Schaf­
fung eines Landesgesundheitsrates gemäß An­
lagen 441 und 446 2 Einwendungen erhoben. Über 

·die Verhandlungen des Ausschusses für sozialpoli­
tische Angelegenheiten (Beilage 4441) und des Aus­
schusses für Rechts- und Verfassungsfragen (Bei­
lage 4449) berichtet der Herr Abgeordnete Weis­
häupl. Ich erteile ihm das Wort. 

Weishäupl (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! Der Ausschuß für 
sozialpolitische' Angelegenheiten hat sich am 
16. Juli mit den Einwendungen des Senats gegen 
das Gesetz über die Schaffung eiries Landesgesund­
heitsrats befaßt. Es ging um den Vorschlag des 
Senats, für den Landesgesundheitsrat statt 28 Mit­
glieder nur 21 Mitglieder vorzusehen, ferner dar­
um, daß die Mitglieder, deren Tätigkeit ehrenamt­
lich ist, eine Entschädigung erhalten sollen. Diesen 
Einwendungen hat der sozialpolitische Ausschuß 
nicht Rechnung getragen. Berichterstatter war der 
Herr Abgeordnete Strenkert. Der Name des Mit-

. berichterstatters ist mir augenblicklich nicht be­
kannt, da ich nur vertretungsweise für Herrn 
Kollegen Strenkert berichte. Ich bitte, dein Be­
schluß des sozialpoHtischen Ausschusses beizu­
treten. 

Am 23. Juli hat sich dann der Rechts- und Ver­
fassungsausschuß mit den Einwendungen des Se­
nats befaßt. Die Einwendungen des Senats bezüg­
lich· der Größe des Ausschusses sind einstimmig 
abgelehnt worden. Die Einwendungen bezüglich 
der Vergütung für die Mitglieder sind gegen 
2 Stimmen "abgelehnt worden, Der Antrag des 
Rechts- und Verfassungsausschusses lautet: 

Gegen den Antrag des sozialpolitischen Aus­
,schusses (Beilage 4441) werden keine recht­
lichen Bedenken erhoben. 

Ich bitte, die~en Antrag ebenfalls zu billigen. 

Vizepräsident Hagen: Wir kommen zur Aus­
sprache. - Wortmeldungen liegen nicht vor; die 
Aussprache ist geschlossen. 

Wir treten in die Abstimmung ein. Ziffer 1 der 
Einwendungen hat folgenden Wortlaut: 

1. Hinsichtlich der Größe des Landesgesund­
heitsrates ist der Senat der Auffassung, daß 
die Zahl von 21 Mitgliedern, die ursprüng­
lich vorgesehen war (Beilage 1754), völlig 
ausreicht. Darüber hinaus sollen nach freiem 
Ermessen von Fall zu Fall Sachverständige 
zugezogen werden können. 

·Der Senat sieht davon ab, für die 21 Mit­
glieder Vertreter irgendwelcher Gruppen 
vorzuschlagen. 

Der sozialpolitische Ausschuß beantragt, dieser 
Einwendung nicht Rechnung zu tragen. Wer ·dem 
Ausschußantrag zustimmt, wolle Platz behalten; 
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wer dagegen ist, wolle sich erheben. - Gegen 
2 Stimmen ist dem Ausschußantrag die Zustim-
mung erteilt. · 
·Der sozialpolitische Ausschuß beantragt weiter, 

der Ziffer 2 der Einwendungen, die wie folgt 
lautet: 

2. § 4 soll folgende Fassung erhalten: 

„Die Tätigkeit im Landesgesundheitsrat 
ist ehrenamtlich. Die Mitglieder erhalten für 
die Teilnahme an den Sitzungen der Voll­
versammlung und der Ausschüsse Reise­
kostenvergütung nach den für die Landes­
beamten geltenden Vorschriften (Sätze der 
Reisekostenstufe II)" 

nicht Rechnung zu tragen. 

. Wer dem Ausschußvorschlag zustimmt, möge 
Platz behalten. - Ich bitte um die Gegenprobe. -
Gegen eine Stimme ist beschlossen, wie vom Aus­
schuß vorgeschlagen: 

Ich rufe auf Zi~fer 15 der Tagesordnung: 

Entwurf eines Gesetzes über verunstaltende 
Außenwerbung (Beilage 3773). 

(Abg. Lang 1md Abg. Dr. Bungartz: Zur 
Geschäftsordnung!) 

- Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Lang! 

Lang (BP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Es kam im Juni des letzten Jahres zu einer 
einstimmigen Annahme des Antrags unseres KoF­
legen Dr. Lippert, der sich gegen. das Überhand­
nehmen einer rücksichtslosen Firmenreklame und 
gegen die Verunstaltung der bayerischen Land­
schaft wandte. 

Wir haben angenommen, daß der vorliegende 
Gesetzentwurf im kulturpolitischen Ausschuß be­
handelt würde. Dp.s ist nicht geschehen; der Ent­
wurf hat lediglich den Wirtschafts- und den Rechts­
und Verfassungsausschuß beschäftigt. Die Erhal­
tung der Schönh.eit des Landschaftsbildes und der 
Naturschutz gehören zum Aufgabengebiet des kul­
turellen Sektors. Die kulturelle Bedeutung der An­
gelegenheit ist bei den Beratungen nicht im erfor­
derlichen Umfang gewürdigt worden. Meiner Ab­
sicht nach müßte bei der Entscheidung über die 
Gesetzesvorlage auch der kulturpolitische Aus­
schuß mitsprechen. 

Ich möchte daher bitten, daß der Entwurf des 
Gesetzes über verunstaltende Außenwerbung in 
den kulturpolitischen Ausschuß verwiesen wird. 

Vizepräsident' Hagen: Es ist der Antrag gestellt, 
die Angelegenheit an den kulturpolitischen Aus­
schuß zurückzuverweisen. Erhebt sich dagegen ein 
Widerspruch? - Das ist nicht der Fall; es ist so 
beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 16 der Tages'ordnung: 

Entwurf eines Gesetzes über die praktische 
Ausbildung in der Landwirtschaft (Beilage 3799). 

Über die Verhandlungen. des Ausschusses für Er­
nährung und Landwirtschaft (Beilage 4446) berich-

tet der Herr Abgeordnete Ernst. - Der Herr Ab­
geordnete ist nicht im Saal. Kann einer der Her­
ren die Berichterstattung übernehmen? - Das 
scheint nicht der Fall zu sein; wir stellen diesen 
Punkt zurück. 

Ich rufe auf Ziffer 17: 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
der Dienststrafordnung (Beilage '1379). 

Über die Verhandlungen des Ausschusses für 
Rechts- und Verfassungsfragen (Beilage 4462) be­
richtet der Herr Abgeordnete Donsberger. Ich er-
teile ihm das Wort. . 

Donsberger (CSU), Berichterstatter: Die Staats­
regierung hat am 15. Juli 1953 den Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung der Dienststraf­
ordnung an den Bayerischen Landtag herüberge­
geben. In seiner 165. Sitzung am 28. Juli 1953 hat 
der Ausschuß für Rechts- und Verfassungsfragen 
über ·diese Vorlage beraten. Berichterstatter war 
ich, Mitberichterstatter Herr Abgeordneter Weis­
häupl. 

Der B e r i c h t e r s t a t t e r bezeichnete die Er­
gänzung der Dienststrafordnung als notwendige 
Folge der Errichtung der Bereitschaftspolizei. Nach 
kurzer Aussprache beschloß der Ausschuß Zustim­
mung zu dem Gesetzentwurf mit der Maßgabe, daß 
Artikel 2 folgende Fassung erhält: 

Art. 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1953 in Kraft. 

Ich bitte das Hohe Haus, dem Ausschußbeschluß 
beizutreten. 

Vizepräsident Hagen: Ich. schlage dem Hohen 
Hause vor, die allgemeine und die besondere 
Erörterung miteinander zu verbinden. - Wider­
spruch erfolgt nicht; ich werde so verfahren. 

Ich eröffne die Aussprache. - Zum Wort ist nie­
mand-gemeldet. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich rufe auf Artikel 1: 

Art. 1 

, Abschn. VIII Nr. 3 der Dienststrafordnung 
vom 29. April 1948 (GVBl. S. 67) erhält fol­
gende Fassung: 

„3. Für die staatliche Polizei 

§ 111 

Der Staatsminister des Innern bestimmt, 
welche_ Vorgesetzten der staatlichen Polizei­
verbände und der Bayerischen Polizeischule 
Dienstvorgesetzte im Sinne des § 26 Abs. 1, 
Abs. 2. Nr. 2 und 3 und Abs. 3 sind." 

Wer dem Artikel 1 in dieser Fassung die Zustim­
mung erteilen will, möge Platz behalten; wer da­
gegen ist, wolle sich erheben. - Artikel 1 ist ange­
nommen. 

Artikel 2 soll nach dem Antrag des Rechts- und . 
Verfassungsausschusses: in folgender Fassung an­
genommen werden: 
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Art. 2 

Dieses Gesetz tritt. am 1. Oktober 1953 in Kraft. 

Widerspruch erhebt sich nicht; ich darf die Zustim­
nmng des Hohen Hauses zu Artikel 2 feststellen. 

Die erste Lesung ist damit beendet. Wir treten 
in die zweite Lesung ein. Ich schlage vor, sie un­
mittelbar folgen' zu lassen. - Das Haus ist damit 
einverstanden. 

Ich eröffne die Aussprache. Zum Wort ist nie­
mand gemeldet. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Dabei liegen die 
Beschlüsse der ersten Lesung zugrunde. 

Ich rufe auf: Artikel 1 - ohne Erinnerung; 
Artikel 2 - ohne Erinnerung. Ich stelle fest, daß 
beide Artikel die Zustimmung des Hauses auch in 
der zweiten Lesung gefunden haben. 

Die zweite Lesung ist damit beendet. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung über das 
ganze Gesetz. Ich schlage vor, diese Abstimmung in 
einfacher Form vorzunehmen. - Widerspruch er­
folgt nicht; es wird so verfahren. 

Ich bitte diejenigen Mitglieder des Hohen Hau­
ses, die dem Gesetz in der Fassung der Beschlüsse 
der zweiten Lesung zustimmen wollen, sich vom 
Platz zu erheben. -'-- Ich bitte um die Gegenprobe. 
- Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß das 
Gesetz die Zustimmung des Hauses gefunden hat. 

Das Gesetz hat den Titel: 

Entwurf eines zweiten Gesetzes zur Änderung 
der Dienststrafordnung. 

Ich ostelle fest, daß auch die .Überschrift des Ge­
setzes die Zustimmung des Hauses gefunden hat. 

Ich rufe auf Ziffer 18 der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Dr. Lippert und Ge-' 
nossen, von Haniel und Genossen, Kiene und 
Genossen, Dr.Keller und Genossen undDr.Haas 
betreffend Einleitung von Hilfsmaßnahmen für 
die durch Unwetter- und Hochwasserkatastro­
phen beb:offenen Gebiete Bayerns (Beilage 
4385). 

Berichterstatter über die Verhandlungen des 
Ausschusses für den Staatshaushalt ist Herr 'Abge­
ordneter Ortloph. Ich erteile ihm das Wort. 

Ortloph (CSU), Berichterstatter: Herr Präsident, 
Mitglieder des Bayerischen Landtags! Es ist be­
kannt, daß am Samstag, dem 18. Juli, eine außer­
ordentlich schwere Unwe_tterkatastrophe weite Ge­
biete Bayerns heimsuchte. Bereits am Montag, dem 
20. Juli, hat der Ausschuß für den Staatshaushalt 
vor Eintritt in die Beratungen zum Innenetat auf 
Grund des Antrags von Haniel zu dieser Angelegen­
heit Stellung genommen. Sämtliche Abgeordnete 
waren davon überzeugt, daß unter allen Um­
ständen etwas getan werden muß. Der anwesende 
stellvertretende Ministerpräsident und Staatsmini­
ster des Innern erklärte, er habe bereits die Un­
wetterkatastrophengebiete besichtigt, Es wurde 
dann der Ihnen auf Beilage 4385 vorliegende An-

trag als Antrag des Ausschusses einstimmig ange­
nommen. Er lautet: 

Die Staatsregierung wird ersucht, zur Be­
hebung der dringendsten Notfälle für die 
durch Unwetter- und Hochwasserkatastrophen 
betroffenen Gebiete in Bayern, insbesondere 
für die schwergeschädigten Betriebe der Land­
wirtschaft und des Gewerbes unverzüglich 
Hilfsmaßnahmen einzuleiten und durch Ge­
währung möglichst von zinslosen Darlehen und 
gegebenenfalls Steuervergünstigungen zu hel-
fen. · 

Ich halte mich noch für verpflichtet, darauf hinzu­
weisen, daß im Ausschuß auch einstimmig zum 
Ausdruck gebracht wurde, daß den Landwirten, die 
die Möglichkeit hatten, sich in der Hagelversiche­
rung gegen Hagelschläge zu versichern, dieser An­
trag nicht zustatten kommen soll. Ich empfehle 
Ihnen, dem Antrag des Ausschusses beizutreten. 

Vizepräsident Hagen: Zu Wort hat sich gemeldet 
der_ Herr Staatssekretär Maag. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Maag, Staatssekretär: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Nachdem sich auch die folgen­
den drei Anträge mit Unwetteri:ichäden. beschäfti­
gen, möchte ich einen allgemeinen Überblick über 
das Ausmaß der im heurigen Jahr im Lande auf­
getretenen Unwetterschäden geben. Ein ganz voll­
ständiges Bild wird es nicht sein können, weil ein 
endgültiger Überblick über das Ausmaß der Schä­
den noch nicht vorliegt. 

Niemand der lebenden Generation kann sich 
daran erinnern, daß die im Zusammenhang mit 
Hagel- und Sturmkatastrophen aufgetretenen Ge­
bäudeschäden auch nur annähernd so umfangreich 
und so schwer waren wie im heurigen Jahr. 
Schwere Gebäudeschäden sind nicht nur in der 
Landwirtschaft, sondern auch an gewerblichen und 
Wohngrundstücken zu verzeichnen. 

Bis zum Beginn der Getreideernte waren in Bay­
ern keine größeren Unwetterschäden ·aufgetreten. 
Es sind zwar Ende Mai und Anfang Juni in den 
Landkreisen Brückenau, Hammelburg, Markt­
heidenfeld, Ochsenfurt, Feuchtwangen und Dinkels­
bühl Hagelschäden eingetreten, die aber glück.:. 
licherweise nur bei wenigen Gemeinden schwere 
Schäden mit sich gebracht haben. Am 18. Juli 1953 . 
ist Bayern von drei schweren Hagelzügen betroffen 
worden. Der eine Hagelzug ging mit kleineren 
Unterbrechungen von Neu-Ulm bis Passau· durch. 
In diesem Hagelzuge liegen auch die besonders 
schwer geschädigten Landkreise Wertingen, Lands­
hut, Dingolfing, Landau und Vilshofen. Der zweite 
Hagelzug dieses Tages verläuft etwa von Weißen­
burg bis Oberviechtach mit größeren Unterbrechun­
gen und der dritte Hagelzug hat seinen Weg von 
Schongau in Richtung auf Altötting, ebenfalls mit 
größeren Unterbrechungen, genommen. Am 23. Juli 
1953 ist ein Hagelzug etwa von Erding in Richtung 
Vilsbiburg-Rottal-Passau aufgetreten und ein 
zweiter von Miesbach nach Laufen. Auch diese 
Hagelschläge brachten schwere Schäden auch an 
Gebäuden mit sich. An den Tagen vom 26., 27. und 
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29. Juli 1953 sind mehr örtlich begrenzte, zum Teil 
aber auch schwere Hagelschäden vor allem in den 
Landkreisen Illertissen bis gegen Augsburg, dann 
in den Landkreisen Schwabmünchen, Landsberg 
und Fürstenfeldbruck zu beklagen gewesen. 

Die Zahl der gegen Hagel versiche1·ten landwirt­
schaftlichen Betriebe in Bayern beläuft sich auf 
rund 182 000; davon sind rund 140 000 Betriebe bei 
der Abteilung Hagelversicherung der Bayerischen 
Versicherungskammer und 41 798 Betriebe bei der 
Norddeutschen Hagelversicherungs-Gesellschaft ver­
sichert. Nachdem sich die kleinen landwirtschaft­
lichen Betriebe regelmäßig nicht gegen Hagel­
schäden versichern lassen, gibt ein Vergleich der 
versicherten Betriebe mit der Gesamtzahl der land­
wirtschaftlichen Betriebe in Bayern nicht das rich­
tige Bild über den tatsächlichenHagelversicherungs­
schutz unserer Landwirtschaft. Da auch die Neben­
erwerbsbetriebe nur vereinzelt gegen Hagelschäden 
versichert sind, ist der Prozentsatz der versicherten 
Betriebe bei den bäuerlichen Betrieben und bei den 
größeren Betrieben entsprechend höher. Gemessen 
an der Getreideanbaufläche des ganzen Landes pe:­
trägt der Ve1·sicherungssclmtz gut 50 Prozent. Die 
Hagelversicherung bezieht sich zu rund 95 Prozent 
auf Versicherung gegen Schäden am Getreide und 
nur zu 5 Prozent auf Versicherung gegen Schäden 
aller anderen Anbaufrüchte einschließlich des be­
sonder~ hagelempfindlichen Hopfens und der ande­
ren Spezialfrüchte. Hagelschäden an Gebäuden sind 
nicht versicherbar; Sturmschadensversicherungen 
liegen nur in verhältnismäßig wenig Fällen vor. 

Die Versicherungssumme beträgt bei der Staat­
lichen Hagelversicherungsanstalt und bei der Nord­
deutschen Hagelversicherungsgesellschaft zusam­
men etwa über 700 Millionen DM. Die beiden Ver­
sicherungsunternehmen rechnen für das heurige 
Jahr mit einem Versicherungsschaden von gut 
28 Millionen DM. 

Schadensmeldüngen. liegen von 41 Landkreisen 
vor. 26 Landkreise, die am stärksten betroffenen, 
haben zahlenmäßig an Flurschäden 59 652 676 DM 
und an Gebäudeschäden 23 487 500 DM gemeldet. 
Die Waldschäden sind nur zu einem geringen Teil 
festmeterweise angegeben. Ein Landkreis hat aller­
dings Schäden im Gesamtwert von 10 Millionen DM 
gemeldet. Die Schäden an Wegen und Straßen 
durch Abschwemmungen usw. werden wohl von 
der Obersten Baubehörde. erfaßt werden. Die bis­
her hier wertmäßig gemeldeten Schäden erreichen 
somit die Gesamtsumme von rund 95 Millionen DM. 

Die Bayerische Versicherungskammer, Abteilung 
Hagelversicherung, teilte auf fernmündliche Auf­
forderung hin mit, daß auf Grund der nun ziem­
lich vollständig vorliegenden Schadensanmeldungen 
in rund 1650 Gemeinden Hagelschäden aufgetreten 
sind. Die Zahl der vom Hagel geschädigten ver­
sicherten Betriebe beläuft sich auf rund 22 000. Der 
bei den hagelversicherten Betrieben entstandene 
Versicherungsschaden wird von der Versicherungs­
kammer mit rund 20 Millionen DM angegeben. Die 
Norddeutsche Hagelversicherung, die bekanntlich 

vor allem die Güter und größeren landwirtschaft­
lichen Betriebe gegen Hagel versichert, gibt an, daß 
sie mit einem Versicherungsschaden von voraus­
sichtlich zirka 8 Millionen DM rechnen muß. Eine 
genaue Meldung über die entstandenen Schäden bei 
der Norddeutschen Hagelversicherung wird dem 
Ministerium demnächst sChriftlich erstattet werden. 

Die grundsätzliche !Haltung der 1bayerischen 
Staatsregierung zur Frage von Hilfsmaßnahmen 
zugunsten hagelgeschädigter Betriebe ist zunächst 
die, daß -eine Entschädigung der erlittenen Schäden 
nicht in Betr.acht .kommt. Hilfsmaßnahmen können 
sich grundsätzlich nur auf dJce Linderrung von .Schä­
den -bez1ehen, gegen die ·es .keinen Versicherungs­
schutz g1i1bt, o.crer 1bei denen eine Versicherung nicht 
ü,bli.ch ist. 1Des:bJa1b stehen ä.m Vordergrund der 
Hilfsmaßnahmen der öffentlichen Hand Krndit­
hilfen zur Beseitiigung von Gebäudeschäden. 

Der Ministerrat :hat mit Zustimmung des Baye­
rischen Landtags auf Antrag des Landwirtschafts­
ministeriums und des Innenministers Bürgschaften 
für Kredite in Höhe von 10 Millionen DM über­
nommen. D:i:e K•redlit•e werden von den Darlehens­
kassen ·Sparkassen und Banken mit •e!i.ner Lraufzeit 
von 5 J aih.ren gegeben. Das erste Jaihr ;ist rück­
zailüungsfrei, in den folgenden vier Jahren sind 
dann die Kredite mit j-e 25" 1Prozent zurückzuzahlen. 
Derr .Staat übernimmt für die Kredite die Bürg­
schaften und refinanziert dieselben, soweit dies 
erforderlich ist. Außerdem verbilligt ·er den Zins 
dergestalt, daß im ersten Jrahr 2 iProzent, im zwei­
ten Jahr 3 Prozent und in den folgenden Jahren 
vom Kreditnehmer 'insgesamt nicht mehr als 4 Pro­
zent ran Zins 1bezahlt :zu werden ·bziau.chen. Die 
dies.bezügliche Beikanntmachung ersch1eint noch in 
dieser Woch·e im „Bayerischen .Staa tsanzeig.er". 

1Der Bundesernährungsminister Dr. Niklas hat 
dem Herrn Ministerprästdenten mitgeteilt, d!aß auch 
der Bund Kredite von etwa 2 'Millionen DM zu 
4 Prozent und 2 Prozent Tilgung nach zwei Frei­
jaihren ·zur Verfügung stellen wiDd. Es hanctelt sich 
also hier um Kredite mit -etner Laufaeit von 30 
Jahren. Diese Kredite werden in erster 1L1n1e für 
Geschädigte -in Frage kommen, :bei denen Gebäude 
eingestürzt sind und denen mit ·einem kurzfristigen 
Kredit nicht .g•e:holfen ist. 

Für Schäden, die eine Gefährdun!g der Existenz 
des Betrierbsinhahers !bedeuten, werden in geTingem 
Umfange auch noch Zuschüsse gegeben. Dem baye­
rischen IStaiatsminister!i.um für Ernährung, L·and­
wirtschaft und .Forsten standen nach dem Haus­
haltsplan für Notstände 1n der L·andwirtschaft 
220 000 DM ·zuT \T.erfügung. Davon waren 47 550 
DM in kleinen Beträgen Ibis .zu 500 DilVI und 5200 
DM in Beträgen von 500 ·bis 2000 DilVI bereits ver­
ausg.a1bt, 1als die Unwettersch1äden größer·e Ausmaße 

· annahmen. Diese Hilfe des Staates muß sich bei 
dem großen Umfang der Schäden auf äußerste 
Notfälle beschränken. Der IHerr .Staatsminister hat 
deshalb 1in der Sitzung des Ministerrats vom 21. ·Juli 
1953 •beantr.agt, •es möchten 100 000 DM .an Zuschüs­
sen überplanmäßig zu den 220 000 DM gegeben 
werden. - Das wurde genehmigt. 

2 
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·Bei dem großen Arusmaß der Schäden mußte die 
bisiherige Sachibehandlung, wonach Beihilfen das 
Ministerium .genehmigt, au:ligegeben werden. Wir 
ha:ben desha1b den geschiäcliigten Landkreisen Glo­
balbeträge von 1000 ibis 20 000 D[L\II, je nach, Scha­
denshöhe, angewie,;;en und bestimmt, daß die Land­
räte im Benehmen mit dem Landwirtschaftsamt 
und dem Bauernverband aus diesen Globalmitteln 
in den allerdringendsten· Fällen Zuschüsse ~ur Be­
heibung von Gebäudeschäden und, soweit ·erforder­
li.ch, zuT Beschaffung von Saatgut für Zwischen­
fruchitbau, .geben. Weiterihin W'Ul'de bestimmt, daß 
für Schäden, die durch Versicherung hätten .gedeckt 
werden können, grundsätzlich ked.ne Zuschüsse ge­
geben we11den. Das Ministerium hat sich zunächst 
no.ch ·eine kled.ne R:eserv·e zurückbehalten, um in 
dringenden Fällen nochi helfen ·zu können. 

Über diese Hilfsmaßnahmen hinaus hat das Mi­
nisterium die Landwirtschaftsärnter angewiesen, 
den Geschädigten j·ede mögliche Hilfe und Bera­
tung zuteil werden zu lassen. 1Die Forstämter haiben 
Weisung bekommen, die Besitzer von .geschädigten 
Wa1drungep. ·ebenfalls sowohl bei der Aufarbeitung 
wie auch bei der Verwertung des HolZieS in jeder 
Weise zu unterstützen, um die Schäden wenigstens 
da:durch a:bzumindern. Nachbarschiaftshilfe und 
Verwandtenhilfe und eine Sammel!akti:on, :die der 
Bayerische Bauernverband in. dankenswerter Weise 
·eingeleitet hat, weTden ·ebenfalls dazu beitra:gen, 
die größten Schäden erträglich zu machen. 

Mit der Hilfe für Wege- und Straßenbau we11den 
sich in erster Linie die K1;eise 1be:liassen. Ebenso 
wi11d der Finanzminister auf steuedichem Geibiet 
nochi Maßnahmen zu trdfen haben .. 

Ich darf den Damen und Herren ide:s Hausel:l· .ab­
schließend herzlich danken für da·s große ve.rständ­
nis, das sie .durch die Geneihm'igung von Mitteln bei 
dieser UnwetteT.kailastrophe bewiesen ha!ben. 

.A!bschließen:d darf ich noch feststellen, daß· nach 
alter Erfahrung starke Hagel:schiläge periodenhaft 
auftreten und daß zwis,chen den Perioden . längere 
Zeiträume mit keinen. oder nur geringen Hagel­
schäden lieigen. Bayern hatte 21um Beispiel schwere 
lHagelschäden 1in den Jahren 1927, 1929 und 1931. 
Die letzte Hagelperiode ·umfaßt die Jahre 1950, 
1951 und 1953. Ich hoffe, :daß mit dem heurigen 
Jahr diese letzte Perl.ode .abgeschlossen ist und 
unsere iöayerische Landwirtschaft von dieser Geißel 
nun viele Jahr·e verschont iblefüen mög·e. 

(Beifall) 

Zietsch, Silaatsminister: Hoihes Haus, meine Da­
men und Herren! Ich möchte im Anschluß an die 
Ausführungen des Herrn Staatssekr.etärs für E:r­
nä'hrung, Landwirtschaft und Forsten für unser 
Ressort nur •erklären, daß die Kredithilfeaktionen, 
die vom Ministeriat 'beschlossen worden sind und 
die das Hohe Haus schon zur Kenntnis .genommen 
hat, inzwischen angeLaufen sind. Dte Richtlinien 
über die Inranspruchnahme ;der Kredite und Bürg­
schaften werden ·bereits rin deT nächsten Woche im 
„Staat•sanzei.ger" erscheinen; sie sind schon hinaus-

ge.g.angen. Es ist 1c1afür Sorge getr.agen, daß diese 
Maßnahmen, genau wie die 'Maßnahmen, die vor 
·etwa zwei Jahren leider notwendig WUl'den, rasch 

'(A!bg. Dr. Baumg.artner: Rascher!) 

- rascher .als damals - anlaufen, daß also na.ch 
Möglichkeit alles unbürokratisch .abgewickelt wird. 
Ich hoffe d.a:bei, daß auch die eingeschalteten Kre­
ditinstitute ebenso unbürokramsch aribeiten. 

{Lebihafter Bei:fiall) 

Vizepräsident' Hagen: Wir stimmen .a,b. Der An­
trag, der vom Ausschluß ·einstimmig angenommen 
wu!'de, lautet: 

Die Staatsr·eigierung wil1d ·ersucht, zur Be­
hebung der dringendsten Notfälle für die durch 
Unwetter- rund iHochwasserkatastrnphen betrof­
fenen Geibiete in Bayel'n, insbesondere für die 
schwergeschädigten Betriebe der Landwirt­
schiaft und des "Geweribes unv·erzüglich Hilfs­
maßnahmen ·einzuleiten und durch Gewährung 
möglichst von zinslosen iDarlehen und .gegebe­
nenfalls Steuervergünstigungen zu helfen. 

Wer für diesen Antmg ·ist, behalte PLatz; wer 
· daigegen ist, wolle sich erheben. - Ich stelle die 

einmütige Zustimmung des Hauses fest. 

Ich gLauihe, im .Sinne des .ganzen Hohen Hauses 
zu sprechen, wenn 1ich beiden Staiatsministerien, 
dem L·andwirtschaftsministerium und dem Finanz­
ministerium, danke, daß sie rasch .geholfen haiben. 

(Lebhafter Beifall) 

1Mit der Annahme ,dfeses Antrags dürften wohl 
die Punkte 19 a, b und c ·er1ed•igt sein. - Das Hohe 
Haus ist damit einverstanden. 

Ich rufe auf Punkt 20 a der Tagesordnung: 

Antrag .der Abgeordneten Geiger und Geno.s­
sen, Hagen Lorenz und Genossen, Dr. Geisl­
höringer und Genossen, Luft und Genossen 
und Wolf Hans betreffend Errichtung ·der 
künftigen Luftwerft in München-Riern (Bei­
lage 4457). 

Den Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und 
Verkehr (Beilage 4457) erstattet der Herr Abge­
ordnete Pösl. 

Pösl (CSU), Berichterstatter: Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Verkehr hat sich in seiner 105. Sitzung vom 
27. 7. 1.953 mit dem Antrag auf Beilage 4457 be­
faßt. Der Antrag lautet: 

Die Staatsregierung wird ersucht, trotz der 
bisherigen ablehnenden Stellungnahme der 
Aktiengeselll:lcha~t für Luftverkehrsbedarf er­
neut auf die besonderen wirtschaftlichen, ver­
kehrsmäßigen und technischen Vorzüge des 
Flughafens München-Riem hinzuweisen und 
ihre Bemühungen um die Errichtung der künf­
tigen Luftwerft in München-Riem fortzusetzen. 

In dieser Ausschußsitzung beschrieb zunächst der 
Herr Kollege Luft die Eindrücke, die anläßlich 
einer Besichtigung des Flughafens München-Riem 
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durch die Mitglieder des Ausschusses gewonnen 
wurden. Nach einer Auskunft des Leiters des Flug­
hafens Graf Castell sei ein bemerkenswerter Vor­
zug des Münchner Flughafens gegenüber dem Flug­
hafen in Hamburg, der mit München-Riem kon­
kurriere, daß Riem bei Null-Meter-Sicht angeflogen. 
werden könne und im Gegensatz zu Hamburg durch 
keinerlei Ortschafteii eingeengt werde. Außerdem 
seien bereits die Hallen vorhanden, für die in Ham­
burg noch 19 Millionen aufgewendet werden müß­
ten. Aus diesen Gründen und vor allem auch des­
halb, weil, wie auch der B e r i c h t e r s t a t t e r 
ausführte, in der heutigen Zeit unter keinen Um­
ständen Gelder für Dinge verwendet werden sollen, 
für die eigentlich keine Notwendigkeit besteht, hat 
sich der Ausschuß einstimmig auf. den Standpunkt 
gestellt, den Antrag in der Form anzunehmen, wie 
ich ihn bekanntgegeben habe, Ich bitte Sie, dem 
Antrag beizutreten. 

Vizepräsident Hagen: Wir stimmen ab. Wer für 
diesen einstimmig angenommenen Antrag ist, wolle 
Platz behalten; wer dagegen ist, wolle sich erheben. 
- Ich stelle die einmütige Zustimmung des Hauses 
fest. 

Ich rufe auf Punkt 20 b der Tagesordnµng: 

Antrag des Abgeordneten Bantele und Ge­
nossen betreffend Maßnahmen zugunsten des 
bayerischen Güternahverkehrsgewerbes in den 
grenznahen Gebiefon Bayerns (Beilage 4038). 

Den Bericht über die Beratungen des Ausschusses 
für Wirtschaft und Verkehr (Beilage 4375) erstattet 
Herr Abgeordneter Pösl; ich erteile i:hm das Wort. 

Pösl (CSU), Berichterstatter: Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Verkehr hat in seiner 102. Sitzung vom 9. Juli 
1953 über den Antrag auf. Beilage 4038 beraten. 
Der Antrag lautet: · · 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, im Inter­
esse des bayerischen Güternahverkehrsgewer­
bes in den grenznahen Gebieten im Rahmen 
des Gütei:"kraftverkehrsgesetzes beim Hundes­
verkehrsministerium nachstehende Forderun­
gen zu vertreten: 

1. Unter grenznahen Gebieten im Sinne des 
§ 2 Abs. 4 GüKG werden alle jene Land­
kreise verstanden, die Gemeinden um­
schließen, deren kürzeste Entfernung zur 
Staats- oder Zonengrenze unter 50 krp Luft­
linie liegt. 

' 2. Für die unter 1. bezeichneten Landkreise 
können gemeinsame fiktive binnenwärts ge­
legene Standorte festgesetzt werden. Die 
Halter von Lastkraftwagen können wahl­
weise den Sitz ihrer Niederlassung oder den 
fiktiven binnenwärts gelegenen Standort in 
Anspruch nehmen. Die bisher in den grenz­
nahen Gebieten anerkannten Ortsmittel­
punkte werden künftighin als fiktive Stand­
orte behandelt. 

3. Werden Landkreise lediglich angeschnitten, 
so darf die kürzeste Entfernung des fiktiven 
Standorts zur Staats- oder Zonengrenze für 
diesen Landkreis höchstens 50 km Luftlinie 
betragen. Für Gemeinden, welche mehr als 
50 km von der Ostgrenze entfernt liegen, 
gilt diese Regelung nicht. Auf Stadtkreise 
innerhalb der unter 1. genannten Landkreise 
findet die gleiche Regelung Anwendung. 

Der Ausschuß hat sich in der genannten Sitzung 
einstimmig für die Annahme des Antrags ausge­
sprochen. Ich bitte Sie, diesem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Hagen: Wir stimmen ab. Wer für 
diesen Antrag ist, wolle Platz behalten; wer da­
gegen ist, wolle sich erheben. - Ich stelle die ein­
mütige Zustimmung des Hauses fest. 

Ich rufe auf Purikt 20 d: 
. Antrag der Abgeordneten von Feury, Dr.Hund­

hammer, Kurz, Schmid und Zehner, Kiene, 
von Knoeringen, Dr. Fischbacher, Gärtner und 
Bezold betr~ffend Ausbau der Landstraße 
I. Ordnung zwischen Markt Grafing und Rosen­
heim (Beilage 3396). 

Den Bericht über die Verhandlungen des Aus­
schusses für Wirtschaft und Verkehr (Beilage 4377) 
erstattet der Herr Abgeordnete Pösl; ich bitte ihn, 
das Wort zu nehmen. · 

Pösl (CSU), Berichterstatter: Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Verkehr hat in seiner 103. Sitzung vom 
10. Juli 1953 über den Antrag auf Beilage 3396 be­
raten und ihn im Rahmen der Beratungen in nach­
stehender Fassung. einstimmig angenommen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die Land­
straße I. Ordnung Nr. 2080 zwischen Markt 
Grafing und Rosenheim mit den vordringlich­
sten Strecken in das Bauprogramm 1953/54 
aufzunehmen. 

Ich bitte das Hohe Haus, diesem Antrag beizutreten. 

Vizepräsident Hagen: Wir stimmen ab. Wer für 
den Antrag des Ausschusses ist, behalte Platz, wer 
dagegen ist, wolle sich erheben. - Ich stelle die 
einmütige Zustimmung fest. 

Ich rufe auf Punkt 20 e: 
Antrag der Abgeordneten Kerber, Frenzel und 
Dr. Soenning betreffend Instandsetzung der 
Landstraße Kaufbeuren - Schong~u (Beilage 
3507). 

Über die Verhandlungen des Ausschusses für 
Wirtschaft und Verkehr (Beilage 4378) berichtet der 
Herr Abgeordnete Pösl. Ich bitte ihn, das Wort zu 
nehmen. 

Pösl (CSU), Berichterstatter: Der Ausschuß für 
Wirtschaft und Verkehr hat in seiner 103. Sitzung 
vom 10. Juli 1953 über den Antrag auf Beilage 3507 
beraten und ihm in folgender Fassung zugestimmt: 

Die Staatsregierung wfrd ersucht, die Land­
straße I. Ordnung Nr. 2014 Kaufbeuren-
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Schongau mit den besonders vordringlichen 
Strecken in die Dringlichkeitsliste für das Bau­
programm 1953/54 aufzunehmen. 

Ich bitte das Hohe Haus, diesem Antrag beizutreten. 

Vizepräsident Hagen: Wir stimmen ab. Wer für 
den Vorschlag des Haushaltsausschusses ist, wolle 
Platz behalten, wer dagegen ist, wolle sich erheben. 
- Ich stelle die einmütige Zustimmung des Hauses 
fest. 

Ich rufe auf Ziffer 20 f der Tagesordnung: 
Antrag des Abgeordneten Dr. Wüllner betref­
fend Instandsetzung der Bundesstraße Nr.15 
im Bereich Rosenheim-Landshut(Beilage3801). · 

Über die Verhandlungen des Ausschusses für 
Wirtschaft und Verkehr (Beilage 4450) berichtet an 
Stelle des Herrn Abgeordneten Sichler der Herr 
Abgeordnete Ospald. Ich bitte ihn, das Wort zu 
nehmen. 

Ospald (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Der Ausschuß für Wirt­
schaft und Verkehr hat Sich auch mit dem auf Bei­
lage 3801 abgedruckten Antrag des Abgeordneten 
Dr. Wüllner beschäftigt. Der Antrag lautet: 

Die Staatsregierung wird ersucht, beim Bund 
vordringlich die gründliche Überholung und 
Erneuerung der Bundesstraße Nr. 15 im Be­
reich zwischen Rosenheim und Landshut zu er­
wirken. 

Der Ausschuß hat auch diesem Antrag zugestimmt. 
ICh bitte das Hohe Haus, dem beizutreten. 

Vizepräsident Hagen: Sie haben den Antrag des 
Ausschusses gehört. Wer für diesen Antrag ist, be­
halte Platz, wer dagegen ist, wolle sich erheben. -
Ich stelle die einmütige Zustimmung des Hauses 
fest. 

Ich rufe auf Punkt 20 g der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Ospald, Michel, 
Klotz und Dr. Wüllner betreffend Bau der 
Autobahn Holzkirchen-Bodenseegebiet (Bei­
lage 4451). 

Über die Beratungen des Ausschusses für Wirt­
schaft und Verkehr (Beilage 4451) berichtet der 
Herr Abgeordnete Dr. Geislhöringer. Ich erteile 
ihm das Wort. 

1 

Dr. Geislhöringer (BP), Berichterstatter: Meine 
Damen und Herren! In der 104. Sitzung des Aus­
schusses für Wirtschaft und Verkehr vom 24. Juli 
dieses Jahres wurden die .Anträge Dr. Wüllner und 
Genossen betreffend Ausbau der Landstraße I. Ord­
nung Kempten - Schongau-Bad Tölz - Miesbach 
durch den Bund (Beilage 3758) und Klotz betref­
fend Übernahme der Landstraße I. Ordnung Kemp­
ten - Schongau - Weilheim - Bad Tölz durch den 
Bund (Beilage 3808) behandelt. Berichterstatter 
Dr. Geislhöringer, Mitberichterstatter Gaßner Wil­
helm. 

Zunächst stellte der B er ich t e r s t a t t er fest, 
daß es sich bei beiden Anträgen sachlich um das-

selbe handelt, und legte den Antragstellern nahe, 
sich auf -einen der beiden Anträge zu einigen. Die 
betreffende Landstraße sei bereits einmal Bundes­
straße gewesen und sei im Hinblick auf den Plan 
einer Autobahn abgewürdigt worden. 

Der Mit b er i c h t erstatte r wünschte Aus-
. kunft darüber, ob dadurch, daß eine Landstraße 
I. Ordnung nur idann zur Bundesstraße erhoben 
werden kann, wenn sie voll ausgebaut wird, etwa 
mit diesem Antrag eine Benachteiligung Bayerns 
in Frage kommen könnte. 

Der Vertreter der Regierung, Ministerialrat 
B r u n e r , wies darauf hin, daß beide Anträge in 
Widerspruch zu einem Antrag stünden, der bereits 
im Zusammenhang mit der Dringlichkeitsliste für 
die bayerischen Landstraßen behandelt wurde. 
Dabei hätten die wichtigsten und dringendsten 
Strecken der betreffenden Straße Berücksichtigung 
gefunden. Es sei aber ein Widerspruch, einerseits 
die Staatsregierung zu beauftragen, den Straßen­
zug im Rahmen eines Landesprogrammes auszu­
bauen und gleichzeitig beim Bund zu beantragen, 
die Straße zu übernehmen und mit Bundesmitteln 
auszubauen.Damit würde nur die Autobahn imHolz­
kirchner Raum gegebenenfalls als aufgegeben zu 
betrachten sein. Bei der Netzeinteilung im Jahre 
1935 sei die Straße als Bundesstraße. vorgesehen 
gewesen; sie sei dann mit Rücksicht auf die Aipen­
straße und die Autobah.n zur Stufe eine;r Land­
straße I. Ordnung abgewürdigt worden. Er halte 
es daher für günstiger, die Straße zunächst mit 
Landesmitteln auszubauen und darauf hinzuwirken, 
daß man an die Autobahn herangeht,' die zweck­
mäßig nicht in München, sondern in Holzkirchen 
beginnt. 

Der Regierungsvertreter wies dann darauf hin, 
welche Baumaßnahmen notwendig seien, immerhin 
sei aber zu überlegen, ob man diesen Antrag wei­
ter verfolgen solle, weil man dadurch den Ausbau 
der Autobahn eventuell in Frage stelle. 

Der Antragsteller K 1 o t z war der Meinung, es 
könne niemals ungünstig sein, wenn eine Straße, 
deren Unterhaltung dem Land obliege, vom Bund 
übernommen werde. Durch den Antrag könne man 
den Bund auch veranlassen, an den Bau der Auto­
bahn· Holzkirchen-Lindau heranzugehen, da er 
daraus sehe, daß an diesem Straßenzug besonderes 
Interesse bestehe. Dadurch, daß das Projekt der, 
Autobahn weiterbestehe, anerkenne der Bund das 
Verkehrsbedürfnis. 

Der V o r s i t z e n d e gab zu bedenken, daß die 
Autobahn ·endgültig erledigt wäre, wenn der Bund 
dem Antrag stattgebe. 

Minister1alrat Br u n 'er wies ·dar.auf hin, daß 
für den Aushau der j.etzigen Landstraße 10, wenn 
sie Bundesstraße werden sollte, d:Le Mittel aus dem 
ordentHchen Bundeshaushalt 'ZU ·entnehmen wären. 
Dieser sei 'ebenso wie der Landeshaushalt sehr 
knapp und .könne nicht ausg,eweitet werden. Die 
Straße käme dann genau so langsam ZJum Ausbau, 
wie ·es iheute im Landesraihmen geschehe. ·wenn der 
Bund hierfür Gelder inv·estiere, werde er die Auto­
bahn nicht fördern. 
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Der Antragsteller K 1 o t zwar der Meri.nu111g, daß 
die südliche Autobahn zur Alpenstraße hin nicht 
ge1baut werde, es sei denn einmal aus strategischen 
Gründen. 

Abgeo!'dneter Mich e 1 ~,achte geltend, die 
Staatsregierung werde 'keine Mitt-el für die Vor­
alpenstraße mehr ri.nv·estier·en, wenn sie ,auf Über­
nahme der Straße idrurch den Bund hinwirken solle. 
Im Ziel geihe er mit dem Antragsteller einig, er 
schlage aber einen anderen Weg vor: Die Oberste 
Baubehörde :zu 'ersuchien, heim Bund d1aib:in Zl\l wir­
ken, daß die südliche Autobahn we@en !ihrer Dring­
li.chik,eit iha1d-igst in Angriff genommen werde. 

.A!bgeordneter Dr. S c h e d 1 sprach 1dann über die 
Straßen im bayerischen Haushalt, die noch ausge­
baut wel'den sollen, und w.ar ·der Meinung, der Ge­
dianke ·einer Bundesstrnße sollte nri.cht weiter ver­
folgt werden. Notwendig sei ·es, die Straßeneintei­
lung, 1die schon vor .längerer Zeit ·erfolgt sei, noch­
mals z,U. überprüfen. Dalbei sollt·e es gerade in 
Bayern nichit auf die Kopfäahl der Bevölkerung 
ankommen, sondern auf das Ge.J:)d!et, das ·erschlossen 
werden so11e. 

Abgeordneter 0 s p a 1 d .stellte fest, die gefähr-
1i.chlsten Strecken der Strnße Miesbach-Kempten 
hätten hereits innerhafü des S~r.aßenprogramms 
Berücksichtigung ·gefunden. Er schlug folgenden 
Antmg vor: 

Die Staatsregierung wird ersucht, beim Bund 
dahin zu wirken, daß diie seit lang·em bealb­
sichtigte südliche Autohaihn von Hol'zkirchen 
ins Allgäu baldmöglichst gebaut wird. 

Der Antrngsteller K l ü t z wies dar.auf ihin, man 
ha'be 1bereits früiher einen Antrag \hinsichtlich der 
Autohahn 1München-Lindau an den Bund gerich­
tet. Minister.ialrat B ru ner teilte mit, für die 
Straße Biad Tölz----iK·empten seien 3,1 Millionen DM 
in •der 'ersten Dringlichke1tsstufo vorg:esehen. 

Der B e r i c h t er s t a t t er empfahl idei;t An­
tragstellern, ihre Anträg'e zurückzuziehen, da auf 
dem von der Regierung vorgeschlagenen Weg 
schneller 1etwas ·erreicht werde·, so sehr ·er auch 
g·ewünscllt hätte, daß der Hund die Kosten über­
nehme. 

Dr. W ü 11 n 'er wollte die Anregung Dr. Schedls 
berücksichtigt wissen. Dieser wollte von einer An­
tragstellung .a•bsehen, wenn Ministerialriat Bruner 
eine entsprechende Erklärung abgebe. Ministerial­
rat B ru n er ·erklärte hie:riauf, die Frage der Str.a­
ßennetzüberprüfung werde mit Erfolg behandelt. 
Er verwies .auf den Erfolg im ostoberfränkischen 
Gebiet. Er :sei gerne bereit, dem Ausschuß •ausführ-
lich .Bericht zu ,erstatten. · 

Auf die Frage Dr. S c h ·e d 1 s , olb der Bund bei 
den NetzüiberprüfuTIJgen •am starTen System nach 
den Verhältnissen von früher festhalte, 'erwiderte 
Mi1;üsterialrnt ,B ru n ·er, mit dem Bundesve11kehrs­
ministerium, Abteilung Straßenbau, sei sehr gut zu 
v·erkehren. 

Im iHinbHck. darauf, daß Ministeri1alrat Bruner 
einen zusammenfassenden Bericht über die. Frage 

der Netzüberprüfung in Aussicht stellte, wurde auf 
einen diesbezüglichen Antrag v·erzichtet .. Daraufhin 
zogen die Abgeordneten. Dr. Wüllner und Klotz 
ihre Anträge 1zurück. 

Der Antragste11er K ·l o t z schlug folgenden An­
trag vor: 

Die Sta1atsreigierung wird ·ersucht, •beim Bund 
·dahin zu wir.ken, daß zwfachen Ho1'zkirchen und 
Lindau 'eine Verkehrsverbindung geschaffen 
wird, die dem neuzeitlichen Verkehrnbedürfnis 
entspricht. 

Nach läng·er.er Debatte änderte Abg,eol'dneter 
K 1 o t z seinen Vorschlag :in folgender Weise ab: 

Die Staiatsregierung wird ersucht, beim Bund 
dahin zu wirken, daß •zwischen Holzkirchen.·und 
Lindau eine dem neuz.eitlichen v,erkehrsbedürf­
nis entsprechende Autobahn ·geschaffen wird. 

Auf Antrag ;beider BerichteTs1Jatter wurde dann 
folgender Antrag .als .AJbänderungsantrng zu den 
Anträgen .auf den Beila1gen 3758 und 3808, unter­
Z·eichnet von 1den Ahgeordneten Ospa1d, .Mi,chel, 
Klotz und Dr. Wüllner, ·einstimmig 1angenommen: 

Die StaatsregieTung wird ,ersucht, 1beim Bund 
dahin zu wirken, daß die seit liang·em beabsich­
ügte südHche Autobahn von Ho1'zkirchen ins 
.Bodenseegebtet iba1dmöglichst g.e·baut wird. 

Im übrigen v·erweise ichi auf den gemäß Bei­
lage 1492 bereits im September ,1951 gefaßten Be­
schluß des Bayerischen Landtags. 

Vizepräsident Hagen: Zum Wort hat siich gemel­
det der Herr Ahgeordnete Dr. Soerining; ich erteile 
ihm idras Wort. 

Dr. Soenning '(CSU): Herr Präsident, meine seihr 
verehrten Damen und Herren! Der BayeTische 
Landtag 1hat i±n He1·bst 1951 folgendem Antrag auf 
Beilage 1492 ·einstimmig zugestimmt: 

Die Staatsregierung wird ersucht, .bei der 
Planung der Autobahn München,.-Lindau die 
FD':riderung,en der mittelschwä1bischen Land­
kreise zu herücks·i.ch tigen. 

Da be1i den Ausschußberatungen dieser einstim­
mig·e Landtags'beschluß wedeT von seiten der Re-· 
gierung noch V'On seiten des Ausschusses berück­
sichtigt wurde und da ferner der Wirtschaftsaus­
schiuß vO'r einigen Tagen die Oberste Baiube:hörde 
aufgefovdeTt hat, ·eine DriIJJglichkeitsstufenliste 
über die .Bundesstraßen und Auto1bahnen anzu­
legen, ·bitte i,ch Sie, damit ·einverstanden zu sein, 
daß dieser Antrag d.m Ausschuß nochmals behandelt 
wird, da wesentliche Momente nicht !berücksichtigt 
wurden. 

Vizepräsident Hagen: Das Wort erhält de.r Herr 
Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr. 

Dr. Seidel, Staatsminister: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Ich habe gewisse Bedenken 
gegen diesen Beschluß, und zwar deshalb, weil 
darin die Staatsregierung nicht nur gebeten wird, 
beim Bund dahin zu wirken, daß die Verkehrsver-
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bindung München-Lindau so rasch wie möglich 
fertiggestellt wird, sondern weil dieser Beschluß 
zugleich eine Festlegung der Linienführung enthält. 
Das gibt zu gewissen Bedenken Anlaß; denn die 
Linienführung, wie sie in dem Beschluß festgelegt 
ist, stammt aus einer Zeit, die andere Voraus­
setzungen hatte als unsere heutige. Ich bin der 
Meinung, daß über die Linienführung selbst noch 
sehr eingehende Überlegungen angestellt werden 
müssen, und wäre deshalb dankbar, da wir heute 
diese Frage aus Zeitmangel nicht im einzelnen er­
örtern können, wenn die Angelegenheit nochmals 
dem Ausschuß für Wirtschaft und Verkehr zurück­
gegeben würde. 

Vizepräsident Hagen: Meine Damen und Herren! 
Der Herr Verkehrsminister hat gebeten, die Ang~­
legenheit nochmals an den Ausschuß für Wirtschaft 
und Verkehr zurückzugeben. Dem dürfte wohl 
stattgegeben werden. Erhebt sich dagegen Wider­
spruch? - Das ist nicht der Fall; dann ist so be­
schlossen. 

Die Sitzung soll jetzt eine halbe Stunde unter­
brochen werden, weil die Fraktionen zu dem gestri­
gen Vorkommnis Stellung nehmen wollen. - Das 
Haus ist damit einverstanden. 

(Die Sitzung wird um 9 Uhr 10 Minuten 
unterbrochen.) 

Präsident Dr. Dr. Hundhammer nimmt die Sit­
zung um 10 Uhr 31 MinÜ:ten wieder auf. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Beratungen sind 
wieder aufgenommen. 

Ich gebe zunächst bekannt, daß der Senat keine 
Einwendungen erhebt gegen das Gesetz über die 
Feststellung des Haushaltsplanes des bayerischen 
Staates für das Rechnungsjahr 1953, keine Einwen­
dungen gegen das Elfte Gesetz über Sicherheits­
leistungen des bayerischen Staates, keine Einwen­
dungen gegen das Gesetz über die Verlängerung 
der Amtsdauer der Betriebsräte in öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben und schließlich keine 
Einwendungen gegen das Zweite Gesetz zur Ände­
rung des Gesetzes über die Aufwandsentschädigung 
der Abgeordneten des Bayerischen Landtags. 

Wir kehren nunmehr zurück zur Tagesordnung, 
und zwar zu Ziffer 5: 

Schreiben des Ministerpräsidenten betreffend 
Besetzung des Bayerischen Verfassungsgerichts­
hofes; hier: Neuwahl von Berufsrichtern. 

Als erster Redner hat das Wort erbeten Herr Ab­
geordneter Stock. Ich erteile ihm das Wort. 

Stock (SPD): Meine Damen und Herren! Wir hat­
ten gestern anläßlich der Wahl des Präsidenten des 
Verfassungsgerichtshofes eine längere Geschäfts­
ordnungsdebatte. Dabei wurdenAusführungen über 
die Auslegung der §§ 23, 24, 25 und 26, die die 
Wahlen in der Vollversammlung behandeln, ge­
macht. Die Meinungen darüber gingen auseinander, 

was ein ungültiger Stimmzettel und was einStimm­
zettel für Stimmenthaltung ist. 

Nun darf ich Ihnen, meine sehr verehrten Kolle­
ginnen und Kollegen, die einschlägigen Bestim­
mungen der Geschäftsordnung vorlesen: 

§ 24 
(1) Für geheime Wahlen werden verdeckte 

Stimmzettel verwendet, die im Beisein des 
Stimmberechtigten vom Schriftführer in eine 
Urne gelegt werden. 

(2) Zur Abgabe der Stimmzettel werden die 
Mitglieder des Landtags mit Namen aufge­
rufen. 

- Das ist geschehen. -
§ 25 

(1) Die Stimmzettel dürfen beliebige Namen 
enthalten. 

- Jetzt kommt das Wichtigste: 

(2) Ungültig sind nur Stimmzettel, die 
unterschrieben oder mit einem Zusatz versehen 
sind oder den Willen des Abstimmenden nicht 
erkennen lassen. 

(3) Leere Stimmzettel gelten als abgegeben, 
und zwar als Stimmenthaltung. 

Hier liegt nun das begründet, was gestern zu einer 
ausgiebigen Geschäftsordnungsdebatte geführt hat. 
Vielleicht ist bei der Ausgabe der Stimmzettel inso­
fern ein Lapsus passiert, als die Namen bereits auf 
dem Stimmzettel verzeichnet waren und aus diesem 
Grund einige Kollegen der Meinung waren, daß 
derjenige, der die Namen durchgestrichen hatte, 
einen ungültigen Stimmzettel abgegeben habe, 
während andere der Meinung waren, es liege eine 
Stimmenthaltung vor, der Betreffende habe siCh 
also an der Wahl beteiligt. 

Aus diesem' Grund stehen wir nun auf dem 
Standpunkt, daß heute keine neue Wahl stattfindet, 
sondern nur eine Fortsefzung der .Wahl. Bei der 
Fortsetzung der Wahl ist aber - das möchte ich 
jetzt auch gleich betonen -, was die Stimmzettel 
anbelangt, wieder ein anderer Modus gegeben. Es 
heißt hier: 

§ 26 

(1) Gewählt ist, wer die Mehrheit der abge­
gebenen gültigen Stimmen erhalten hat. 

(2) Ergibt sich keine solche Mehrheit, so kom­
men die beiden Anwärter mit den höchsten 
Stimmenzahlen in die Stichwahl. In diesem 
Fall sind leere Stimmz.ettel ungültig. 

Diese Stimmzettel werden dann also bei der 
Wahl nicht mitgezählt. -

(3) Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los durch die Hand des Präsidenten. 

Es ergibt sich nun der Fall, daß wir heute früh eine 
Stichwahl zwischen Walther und Dr. Wintrich vor­
nehmen müssen. Das, meine sehr verehrten Kolle­
ginnen und Kollegen wollte ich Ihnen als Vor­
sitzender des Rechts- und Verfassungsausschusses 
mitteilen. 

(Abg. Dr. Lacherbauer: Ich bitte ums Wort!) 
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Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile das Wort 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Lacherbauer. 

Dr.Lacherbauer (BP): Meine Damen und Herren! 
Die Regeln, wie für den Verfassungsgerichtshof zu 
wählen ist, sind in § 4 des Verfassungsg·erichtshofs­
gesetzes niedergelegt. Es handelt sich hierbei um 
gesetzliche· Regeln, an die alle gebunden sind, alle. 
Geschäftsordnungsregeln können diese gesetzlichen 
Bestimmungen nicht brechen. Ieh bin der Auffas­
sung, daß der Wahlakt bereits vollzogen und die 
Frage, wer nun gewählt ist, nur noch eine Frage 
der Feststellung ist. Ich bin daher der Meinung und 
vertrete für meine Fraktion die Auffassung, daß 
wir uns an einer Stichwahl nicht mehr beteiligen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort erteile ich 
weiter dem Herrn Abgeordneten Bezold. 

Bezold (FDP): Meine Damen und Herren! Der 
Herr Kollege Stock hat eine Erklärung als Vor­
sitzender des Rechts- und Verfassungsausschusses 
abgegeben. Ich kann nicht umhin, ihn zu fragen, 
was das eigentlich bedeuten soll. Nur wenn der 
Rechts- und Verfassungsausschuß die Dinge bera­
ten und darüber befunden hat, ist es entweder des 
Auschußvorsitzenden oder des Auss<::hußbericht­
erstatters Recht und Pflicht, die Meinung des Aus­
schusses hier vorzutragen. Das ist nicht der Fall 
gewesen. Ich weiß nicht, ob unsere Geschäftsord­
nung·irgendeine Bestimmung enthält, nach der ein 
Abgeordneter, der hier spricht, seiner Stimme da­
durch Gewicht verschaffen kann, daß er erklärt, er 
spreche als Vorsitzender eines Ausschusses, der sich 
mit dem Gegenstand nicht beschäftig_t hat. Meiner 
+vJ:einung nach hat Herr Kollege Stock vielleicht für 
seine Fraktion, vielleicht für sich selbst, eine 
Rechtsauffassung dargetan. Das ist sein gutes 
Recht. Ich glaube aber, es geht nicht an, daß er 

·dann hinzufügt: Ich spreche hier als Vorsitzender 
des Rechts- und Verfassungsausschusses, und bei 
den Damen und Herren des Hauses den Eindruck 
erweckt, als sei die Auffassung, die er vorgetragen 
hat, die Auffassung seines Ausschusses. 

(Zuruf: War ein lapsus linguae!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile nochmals 
das Wort dein Herrn Abgeordneten Stock. 

Stock (SPD): Meine Damen und Herren! Ich gebe 
dem Herrn Kollegen Bezold vollkommen recht. Ich 
habe nur vergessen, einen Satz hinzuzufügen, näm­
lich den, daß die drei Koalitionsparteien mich, 

. nachdem ich Vorsitzender des Rechts- und Verfas­
sungsausschusses bin, gebeten haben, diese Erklä­
rung abzugeben. Sehen Sie, damit ist die ganze 
Sachlage geklärt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Weitere Wortmel­
dungen liegen mir nicht vor. - Der Herr Ab­
geordnete Haußleiter zur Geschäftsordnung! 

Haußleiter (fraktionslos): Meine Damen und 
Herren, Hohes Haus! Die lj:rklär.ung des Herrn 
Kollegen Stock scheint mir nicht genau genug 

definiert zu sein. Er muß uns hier mitteilen, ob 
das eine Erklärung der drei Koalitionsparteien ist, 

(Zuruf: Das hat erl) 

und zwar eine ·offizielle E~klärung. Er hat gesagt, 
die drei Koalitionsparteien hätten ihn gebeten, eine 
solche Erklärung abzugeben. Nun hat er diese Er­
klärung als Vorsitzender des Rechts- und Verfas­
sungsausschusses .abgegeben. Er hat also hiermit 
_ _: ich stelle das fest - unter uns zuerst ein wenig 
unter falscher Flagge erscheinend, eine Erklärung 
der 'Koalitionsparteien über ihre Auslegung des 
Walilvorgangs hier vorgetragen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Sache ist be­
richtigt,. Die Aussprache ist geschlossen. E~ wird 
abgestimmt über Walther und Wintrich. Ich bitte, 
einen der beiden Namen auf den Stimmzettel zu 
schreiben. Unbeschriebene Stimmzettel sind, wie 
der Herr Abgeordnete Stock unter Bezugnahme 
auf die Geschäftsordnung bereits bekanntgegeben 
hat, bei der Stichwahl ungültig. 

Die Wahl beginnt. Der Schriftführer verliest die 
Namensliste. - ' 

- Das Alphabet wird wiederholt. -

Der Wahlakt ist beendet. Ich schlage dem Hohen 
Hause vor, die Beratungen jetzt nicht zu unter­
brechen, sondern das Wahlergebnis an meiner 
Stelle durch den Herrn Vizepräsidenten feststellen 
zu lassen und inzwischen die Formalien zu -er­
ledigen, die für die Schlußsaison noch zu erledigen 
sind. ---, Das Hohe Haus ist damit einverstanden. 

Nun erteile ich das Wort zur Abgabe einer Er­
klärung dem Herrn Abgeordneten Dr. Baumgart­
ner. 

Dr. Baumgartner '(BP): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Die Fraktionen der Bayern­
partei und der FDP und die fraktionslosen Ab­
geordneten Dr. Becher, . Haußleiter und Frau 
Dr. Malluche haben sich während der Pause mit 
den Vorgängen von gestern abend im Hause be­
faßt. Ich habe im Namen der Fraktionen der BP, 
FDP sowie der fraktionslosen Abgeordneten 
Dr. Becher, Haußleiter und Dr. Malluche folgende 
Erklärung abzugeben: · 

Der Herr Präsident hat gestern während einer 
Geschäftsordnungsdebatte durch das Verlassen sei­
r.es Sitzes die Sitzung unterbrochen. Er hat weiter 
ohne Zustimmung des Hauses die Sitzung für ge­
schlossen erklärt und als Begründung seines Ver­
haltens die Unmöglichkeit der Fortsetzung der 
Sitzung angegeben. Wir sind der Auffassung, daß 
der von ihm angegebene Grund nicht vorgelegen 
hat. Es ist richtig, daß während der ruhigen Aus­
führungen des Abgeordneten Hadasch ein Mitglied 
der CSU ohne Rüge und ohne Ordnungsruf des 
Präsidenten fortgesetzt zu stören versuchte. Das 
Haus selbst hat sich iin übrigen ruhig verhalten. 
Unruhe kam erst in das Haus, als die CSU An­
stalten traf, den Sitzungssaal zu verlassen. Die 
Tatsache des Auszugs einer Fraktion und die da­
mit verbundene Bewegung im Hause waren bisher 
für den Herrn Präsidenten niemals Veranlassung, 
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die gleichen Schritte zu ergreifen wie gestern. Wir 
sind der Auffassung, daß dieses Verhalten des 
Herrn Präsidenten einseitig dem Willen einer 
Fraktion entsprach. 

(Sehr richtig!) 
' Das Verhalten des Herrn Präsidenten muß das 

Vertrauen der Opposition zur unparteilichen Ge­
schäftsführung des Herrn Präsidenten erschüttern. 
Wir können daher nicht umhin, dem Herrn Präsi­
denten unsere Mißbilligung wegen seines Verhal­
tens auszusprechen. Wir bemerken, daß diese Er­
klärung mit den gestern zur Wahl stehenden Per­
sonen zum Verfassungsgerichtshof nichts ;m tun 
hat. 

(Vereinzelt Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Abgabe einer 
tatsächlichen Erklärung erteile ich weiter das Wort 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Lippert. 

Dr. Lippert (BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Im Stenographischen Bericht über die 
156. Sitzung heißt es auf Seite 1848, daß bei der 
Beratung über die Flüchtlingsverwaltungsaus­
gleichsämter usw. der Mitberichterstatter Dr. Lip­
pert insbesondere sich gegen die beabsichtigte Ver­
änderung ausgesprochen habe. Ich darf dazu rich­
tigstellen, daß ich in diesem Falle nicht Mitbericht­
erstatter war, sondern wegen meiner Inanspruch..: 
nahme im sozialpolitischen Ausschuß einen Kol­
legen gebeten habe, die Mitberichterstattung vor­
übergehend zu übernehmen. Das ist im Protokoll 
leider nicht zum Ausdruck gebracht worden. Ich 
darf das hier berichtigen. 

Präsident Dr. Hundhammer~ Von unserer. Tages­
ordnung sind noch 8 Punkte unerledigt. Ich glaube, 
es dürfte nicht sinnvoll sein, die Beratungen jetzt 
fortzuführen, nachdem die Fraktion der · CSU die 
Absicht hat, zu einer Tagung außerhalb Münchens 
abzureisen. 

(Abg. Haußleiter: Zur Geschäftsordnung!) 

-- Zu dieser Frage, Herr Abgeo.rdneter? 

(Abg. Haußleiter: Ja, zu dieser Frage.) 

Zu dieser Frage erteile ich das Wort dem Herrn 
Abgeordneten Haußleiter. 

Haußleiter (fraktionslos): Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! Auf der Tagesordnung steht 
ein Punkt, der noch vor den Wahlen entschieden 
sein sollte. Es handelt sich um Punkt 12. Ich bitte 
den Herrn Präsidenten, diesen Punkt noch rasch 
erledigen und entscheiden zu lassen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich nehme an, daß 
Sie Ziffer 12 der Tagesordnung meinen, den Be­
richt zu den Einwendungen des Senats. 

(Abg. Haußleiter: Ziffer 22!) 

Es ist vorgeschlagen, die Ziffer 22 noch in An­
griff zu nehmen. Ich vermute, daß es darüber eine 
Debatte gibt. Ich frage das Hohe Ha}ls: Wer 

wünscht, daß dem Antrag Haußleiter stattgegeben. 
und die Ziffer 22 noch behandelt wird, möge sich 
vom Platz erheben. - Ich bitte um die Gegen­
probe. - Der Antrag Haußleiter ist mit Mehrheit 
abgelehnt. 

(Abg. Stock: Darf ich dazu eine Erklärung 
abgeben?) 

- Hierzu Abgeordneter Stock zu einer Erklärung. 

Stock (SPD): Meine Damen und .. Herren! Wir 
waren immer schon der Auffassung: Wenn eine 
große Fraktion einen Wunsch ausspricht, soll man 
diesen Wunsch erfüllen. Deshalb konnten wir nicht 
für den Antrag Haußleiter stimmen. 

(Abg. Dr. Schier: Warum g ~ o ß e Fraktion?) 
-- Also gut, überhaupt eine Fraktion. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich schlage dem 
Hohen Hause vor, mit dem heutigen Tag die 
Tagung als solche zu schließen. -

(Abg. Dr. Lacherbauer: Das Haushaltsgesetz! 
Die Stellungnahme des Senats muß noch be-

kanntgegeben werden!) 

- Das ist schon geschehen. 

Die Rechte der Volksvertretung für die Zeit außer­
halb der Tagung werden gemäß Artikel 26 der 
Verfassung vom Zwischenausschuß gewahrt (§ 60 
Absatz 2 der Geschäftsordnung für den Bayeri­
schen Landtag). - Das Hohe Haus erklärt hiermit 
sein Einverständnis. 

Für den Zwischenausschuß gibt die Fraktion der 
CSU folgende Änderungen bekannt: Als Mitglied 
tritt ein der Abgeordnete Meixner, als Stellver­
treter der Abgeordnete Eberhard. An die Stelle 

1 des Abgeordneten Göttler tritt der Abgeordnete 
Baur Leonhard. Der Abgeordnete Kraus scheidet 
als stellvertretendes Mitglied aus. An seiner Stelle 
wird der Abgeordnete Zillibiller _genannt. 

Verlangt das Hohe Haus, daß ich die Liste der 
Mitglieder verlese? 

(Zustimmende und überwiegend wider­
sprec..hende Zurufe...,..... Abg. Stock: Warum 
denn, das sind doch nur die Änder:ungen!) 

- Die Änderungen habe ich bekanntgegeben. 

Hierzu erbittet das Wort der Herr Abgeordnete 
Elsen. Ich erteile es ihm. 

Elsen (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Ich muß dieses Jahr wieder mein •Sprüch-

' lein sagen. Ich möchte nämlich bitten, die Mitglie­
der des Kreditausschusses wenigstens zu Stellver­
tretern zu wählen, damit wir während der Ferien 
die dringendsten Tagungen halten können. Sonst 
verstreichen die Fristen für die Ausreichung der 
Bürgschaften. Ich bitte deshalb, die lVj:itglieder des 
Kreditausschusses als Vertreter für den Zwischen­
ausschuß zu benennen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Meine ,Damen und 
Herren! An sich sollten während der Landtags­
ferien die Ausschüsse nicht tagen. 

(Abg. Stock: Sehr gut!) ,, 
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Wenn wirklich ganz unaufschiebbare, zwingende 
Angelegenheiten zu erledigen sind, müßte das im 
Zusammenhang mit dem Zwischenausschuß ge­
macht werden. 

(Staatsminister Dr. Hoegner: Der Kreditaus-
schuß ist kein beschließender Ausschuß!) 

- Er ist kein beschließender Ausschuß. Ich nehme 
an, daß die Beratungen wirklich auf die ganz 
wenigen unaufschiebbaren Fälle beschränkt werden. 

(Abg. Elsen: Natürlich!) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Lacherbauer hierzu. 

Dr. Lacherbauer (BP): Meine Damen und Her­
ren! Ich bin der Auffassung, daß der Kreditaus­
schuß von den Ferien des Landtags überhaupt 
nicht berührt wird. Er ist kein parlamentarischer 
Ausschuß, soridern ein Ausschuß, der auf Grund 
·eines besonderen Gesetzes gewählt worden ist. 

(Abg. Bezold: Das kann man sagen!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Damit soll zum 
Ausdruck gebracht sein, daß die Beratungen des 
:Kreditausschusses möglich sihd. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte noch einen 
kurzen Rückblick auf die Arbeit und die Tätigkeit 
des Landtags im letzten Jahr werfen. 

Zunächst muß ich leider darauf hinweisen, daß 
wir in der dritten Tagung sechs Mitglieder des 
Hohen Hauses durch TO'd verloren haben. Es sind 
dies die Abgeordneten B au e r Georg (BP), der am 
30. September des vergangenen Jahres gestorben 
:ist, 

(Die Abgeordneten erheben sich) 
r 

G ö t t 1 er Wilhelm ist gestorben am 22. Februar 
heurigen Jahres, Dr. G r o m e r Georg am 23. Ok­
tober des vergangenen Jahres, Hofe r Julius am 
25. Februar des heurigen Jahres, Körner Ernst 
am 16. August des vergangenen Jahres und R ö 11 
Franz am 19. November 1952. Die Zahl der Toten 
ist für ein Jahr ungewöhnlich groß. Wir haben 
ihrer im einzelnen bei ihrem Todesfall gedacht. Sie 
haben sich auch heute zum Gedenken der Verstor­
·benen von den Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen. 

Der Landtag hat in seiner Arbeit im abgelaufenen 
Jahr 59 Gesetzentwürfe der Staatsregierung, eine 
Verordnung, einen Vertrag und ein Abkommen be­
handelt und darüber hinaus als Hauptvorlage den 
Staatshaushalt verabschiedet. An Vorlagen der 
Abgeordneten wurden behandelt 15 In.itiativgesetz­
entwürfe, 402 selbständige Anträge, 12 Interpella­
tionen, 20 schriftliche kurze Anfragen und 256 
mündliche kurze Anfragen. An weiteren Vorlagen 
standen zur Beratung 40 Verfassungsbeschwerden, 
'23 Anträge auf Genehmigung der Strafverfolgung, 
2320 Eingaben im Eingaben- und Beschwerdeaus­
schuß und 438 Eingaben in anderen Ausschüssen. 
Diese Arbeit ist erledigt worden in 56 Vollsitzun­
gen und 613 Ausschußsitzungen. Das war ein un­
gewöhnlich. reiches Maß von Arbeit, vielleicht die 

äußerste Grenze dessen, was bei einer gewissen­
haften Erledigung der einzelnen Gegenstände wirk­
lich weggearbeitet werden kann. 

Ich glaube, daß es deshalb durchaus angebracht 
ist, jetzt in die Ferien zu gehen, die wohlverdient 
sind, wenn auch ·der größte Teil der Abgeordneten 
vermutlich in der Wahlarbeit reichlich in Anspruch 
genommen sein wird. Ich wünsche allen Abgeord­
neten eine reichliche Erholung, die Sie alle brauchen. 

Ich darf in dem Zusammenhang zunächst auch 
der Staatsregierung die Wünsche des Landtags für 
die Ferien zum Ausdruck bringen. 

Das Wort erbittet der Herr Ministerpräsident. 

Dr. Ehard, Ministerpräsident: Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen, meine Herren! Ich 
habe das Bedürfnis, im Namen der Staatsregierung 
den Mitgliedern der Ausschüsse und den Mitglie­
dern des Plenums des Landtags den besonderen 
Dank auszusprechen für ihre Mühewaltung, die 
insbesondere bei den Beratungen des Haushalts­
gesetzes und der Haushalte der einzelnen Mini­
sterien aufgewendet werden mußte. Die Staats­
regierung weiß sehr wohl, wie schwierig es in einer 
finanziell so belasteten Zeit ist, hier einen Aus­
gleich zu finden. Vielleicht ist es der Öffentlichkeit 
nicht immer ganz zum Bewußtsein gekommen, wie 
schwierig es oft ist, in einem Parlament einen Haus­
halt zu beraten, wo doch eine Reihe von Interessen­
ten nach der einen oder nach der anderen Seite 
ihre Bedenken, ihre Einwände, ihre Wünsche gel­
tend machen. Ich sage „Interessenten" jetzt nicht 
mit einem Beigeschmack, sondern sehr bewußt. 
Denn es ist ja schließlich die Aufgabe des Parla­
ments, die einzelnen Gruppen-, die einzelnen Partei­
auffassungen, · die einzelnen wirtschaftlichen Ge­
wichte zur Geltung zu bringen. Es ist nicht leicht, 
einen Ausgleich zu finden. Ich glaube, man kann 
sagen, daß die Arbeit in einer sehr sachlichen Form 
und auch in einer persönlich sehr fairen Form ge-
leistet worden ist. · 

Die Staatsregierung ist dankbar für diese Arbeit, 
für diese Mitarbeit bei ihrer Tätigkeit und sie ist 
dankbar für das, was zum Schluß als Ergebnis 
herausgekommen ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Lippert) 

Ich darf deshalb besonderen Dank sagen und die 
Gelegenheit benützeri, im Namen der Staatsregie­
rung allen Mitgliedern des Hohen Hauses ange­
nehme Ferien und eine gute Erholung zu wünschen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile weiter 
das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. Baumgart­
ner. 

Dr. Baumgartner (BP): Meine Damen und Her­
ren! Es ist ein alter Brauch in diesem Hause, daß 
der Vorsitzende der stärksten Oppositionsgruppe 
am Schluß der Tagung dem Präsidium, der Staats­
regierung, der Presse und dem Rundfunk den Dank 
für die Zusammenarbeit ausspricht und gute Er-
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holung in den Ferien wünscht. Ich komme dieser 
angenehmen Pflicht hiermit nac;h und darf nach 
diesen anstrengenden Wochen und Monaten im 
Namen der Oppositionsparteien und im Namen des 
gesamten Landtags dem Präsidium und unserer 
Staatsregierung gute Ferien und Erholung wün­
schen, soweit es beim Wahlkampf überhaupt mög­
lich ist. Ich möchte auch den Dank aussprechen, 
daß wir trotz schwerer und harter Kämpfe immer 
wieder eine sachliche Zusammenarbeit mit unserer 
Staatsregierung finden konnten. Ich möchte auch 
nicht versäumen, im Namen aller K_ollegen hier im 

Hause und aller Fraktionen der Presse und den 
Vertretern des Rundfunks schöne Ferien und gute 
Erholung zu wünschen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich gebe das Er­
gebnis der vorhin erfolgten Wahl bekannt: An der 
Abstimmung haben sich beteiligt 175 Abgeordnete. 
Ungültig, weil leer, waren 10 Stimmzettel. Von den 
165 gültigen Stimmzetteln lauten auf Walther 96, 
auf Dr. Wintrich 69. Damit ist Walther gewählt. 

Ich schließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 11 Uhr 6 Minuten) 


